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Anliegen zur Schiene für den Bundeshaushalt 2025 und das Sonderver-
mögen Infrastruktur und Klimaneutralität  
 

Im Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt und dem Sondervermögen Infrastruktur und Kli-
maneutralität (SVIK) sind im Jahr 2025 Investitionen in die Bundesschienenwege in Höhe von 21,8 
Mrd. EUR vorgesehen, davon 9,2 Mrd. EUR aus dem SVIK. Diese Investitionssumme bedeutet eine 
deutliche Steigerung ggü. den Ansätzen 2024 und damit die Fortsetzung des Mittelhochlaufs für 
die Sanierung und Modernisierung der Schieneninfrastruktur. In den Folgejahren sind weiter hohe 
Mittelbereitstellungen vorgesehen: Bis 2029 sollen knapp 107 Mrd. EUR an Investitionen in die 
Schiene fließen, davon knapp 81 Mrd. EUR aus dem SVIK.  

Mit den geplanten Mittelansätzen sind die notwendigen und mit dem Bundesministerium für Ver-
kehr (BMV) im Vorfeld abgestimmten Bedarfe für die Schieneninfrastruktur 2025 und absehbar 
auch 2026 im Wesentlichen abgedeckt. Einzelne Anpassungen sind jedoch erforderlich, um die 
Wettbewerbsfähigkeit der Branche und die Planbarkeit zu erhöhen. Eine verlässliche und aus-
kömmliche Finanzierung muss auch ab 2027 sichergestellt werden. Mit den geplanten Ansätzen 
ab 2027 sind die bestehenden Mittelbedarfe noch nicht vollständig abgedeckt.  

Neben der Infrastrukturfinanzierung sind die Wettbewerbsbedingungen der eigenwirtschaftli-
chen Eisenbahnverkehrsunternehmen von entscheidender Bedeutung für das Angebot des Ver-
kehrsträgers Schiene. Hier haben sich die Rahmenbedingungen massiv wegen hoher Belastun-
gen durch v.a. inflationsbedingt gestiegener Infrastrukturkosten verschlechtert.  

Für die parlamentarischen Beratungen zum Bundeshaushalt 2025 und das SVIK bestehen für die 
Schiene daher die folgenden Anliegen:  

1. Trassenpreisförderung zum Ausgleich der Preiserhöhungen 2025: Der Schienenpersonen-
fernverkehr (SPFV) und der Schienengüterverkehr (SGV) wurden 2025 mit hohen und überpro-
portionalen Trassenpreissteigerungen belastet: Für den SGV beträgt die Steigerung +16,2%, 
für den SPFV +17,7%. Wesentliche Gründe sind die Inflation in der Wertschöpfung der Infra-
struktur und die gesetzliche Deckelung der Preissteigerungen im Schienenpersonennahver-
kehr (SPNV). Sie resultiert in einer geringen Preissteigerung 2025 für den SPNV von +0,6%. Um 
die hohen Belastungen für den SPFV und SGV kurzfristig abzumildern, sind im Entwurf zum 
Bundeshaushalt 2025 zusätzliche Mittel zur Förderung der Trassenpreise eingeplant. Der vor-
gesehene Umfang von 105 Mio. Euro im SPFV und 275 Mio. Euro im SGV reicht jedoch nicht 
zur Abfederung aus. Branchenweit anerkannt besteht für den SPFV ein Bedarf von 200 Mio. 
Euro und für den SGV von 350 Mio. Euro. Für beide Titel ist eine zusätzliche Förderung von 
insgesamt 170 Mio. EUR erforderlich. Die im Regierungsentwurf hinterlegte Förderhöhe war 
bereits im ersten Regierungsentwurf von Sommer 2024 enthalten. Für die letztlich nicht 
durchgeführte Bereinigungssitzung war eine bedarfsgerechte Erhöhung der Förderungen vor-
gesehen. Im Vertrauen auf eine erhöhte Förderung im finalen Bundeshaushalt haben die Ver-
kehrsunternehmen keine Kürzungen des Verkehrsangebots im Jahr 2025 vorgenommen. 

Notwendig im Bundeshaushalt 2025 sind:  

➔ Erhöhung der SGV-Trassenpreisförderung (Titel 682 52) um 75 Mio. EUR auf 350 Mio. EUR 

➔ Erhöhung der SPFV-Trassenpreisförderung (Titel 682 53) um 95 Mio. EUR auf 200 Mio. EUR 

Um Flexibilität für die Haushaltsbewirtschaftung zu schaffen, sollte ein Haushaltsvermerk 
zum Titel 281 02 (Rückzahlung von Zuwendungen) dahingehend ergänzt werden, dass die von 
DB InfraGO zu entrichtenden LuFV-Pönalen (§ 18 LuFV III) bei Nicht-Erreichung von Qualitäts-
zielen zweckgebunden in die Titel 682 52 und 682 53 fließen. 

Neben der ausreichenden Mitteldotierung sind für die SPFV-Trassenpreisförderung durch die 
Bundesregierung weitere Voraussetzungen zu schaffen. Konkret:  

➔ Die Förderrichtlinie muss durch das BMV erstellt, zwischen den Ressorts abgestimmt und 
von der Europäischen Kommission genehmigt werden. Der Prozess kann unter Finanzie-
rungsvorbehalt gestartet werden.  



10. Juli 2025 

➔ Ggü. der Branche ist das Vorhaben der in 2025 vorgesehenen Förderung zu kommunizie-
ren, damit die Bahnen ihre Angebote weiter darauf ausrichten bzw. stabil halten können.  

➔ Dies muss eine Rückwirkung der Förderung ermöglichen. Ansonsten besteht das Risiko, 
dass die Fördersumme nach Inkrafttreten des Haushalts und später Veröffentlichung der 
Richtlinie bis zum Jahresende nicht mehr vollständig ausgeschüttet werden kann. 

2. Bedarfsgerechte Erhöhung der Verpflichtungsermächtigungen (VE) im Bedarfsplan-Titel: 
Im Jahr 2025 ist der Abschluss mehrerer Finanzierungsvereinbarungen (FinVen) erforderlich, 
um Projekte ohne weiteren Zeitverzug umsetzen zu können. Hierzu zählt unter anderem die 
Bau-FinVe für das Projekt Pfaffensteigtunnel. Ohne die bedarfsgerechte Dotierung von VE für 
Folgejahre kann der Abschluss der FinVe dieses Jahr nicht erfolgen.  

Notwendig im Bundeshaushalt 2025 ist:  

➔ Bedarfsgerechte Dotierung von VEn für Folgejahre in den Titeln Bedarfsplan (Epl. 12: 891 
01, Epl. 14: 891 52). Konkret: 991 Mio. EUR VE-Erhöhung für die Jahre 2027-2039: 

2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 2037 2038 2039 Summe 

95 180 166 100 90 60 0 0 50 50 50 50 100 991 

 


